LANDKREIS CLOPPENBURG

Der Landrat
Schul- und Kulturamt

Vorlagen-Nr.: V-SCHUL/17/100

Cloppenburg, den 19.05.2017

Beratungsfolge Termin Beratung
Schulausschuss 30.05.2017 offentlich
Kreisausschuss 01.06.2017 nicht offentlich
Kreistag 13.06.2017 oOffentlich

Behandlung: o6ffentlich

Tagesordnungspunkt
Anderung der Schiilerbeférderungssatzung des Landkreises Cloppenburg

Sachverhalt:

Der Kreistag beschloss am 30.03.2017 einstimmig (Vorlage V-SCHUL/17/099), die Verwaltung
zu beauftragen, die derzeit gliltige Schilerbeférderungssatzung bis zur nachsten Sitzung des
Schulausschusses und mit Giltigkeit zum Schuljahresbeginn 2017/2018 zu Gberarbeiten. Dabei
soll allen im Bereich des Landkreises wohnenden und anspruchsberechtigten
Vollzeitschilerinnen und —schiilern des Sekundarbereichs I, die nicht ohnehin einen Anspruch
aus § 114 Abs. 1 NSchG haben, ab einer Schulwegmindestentfernung von 2 km wie im
Sekundarbereich | ein genereller Beférderungsanspruch ohne Eigenbeteiligung eingeraumt
werden. Gleichzeitig soll die bisherige Mdglichkeit der Fahrtkostenerstattung im Kfz-
Individualverkehr innerhalb des Kreisgebietes wegfallen.

Die Anderungen zum erweiterten Beférderungsanspruch nach § 9 der Schilerbeférderungs-
satzung ergeben sich aus der anliegenden Synopse. Die bisherige Eigenbeteiligung fur die
Erweiterung des Beférderungsanspruchs auf Vollzeitschulerinnen und —schuler des
Sekundarbereichs Il wird nicht mehr erhoben. Dafur wird der erweiterte Beférderungsanspruch
anders als beim gesetzlichen Anspruch auf die Bereitstellung von Schilersammelzeitkarten fur
die unentgeltliche Nutzung des OPNV beschrankt, so dass eine Erstattung fiir den Kfz-
Individualverkehr entfallt. Da somit fur die Vollzeitschilerinnen und —schuler des
Sekundarbereichs Il keine Wahlmdglichkeit des Beforderungsmittels mehr gegeben ist, wird der
dafur vorgesehene Erstattungsanspruch nach § 5 Abs. 3 der Schulerbeférderungssatzung
ausgeschlossen. Es verbleibt bei der Regelung, dass ein erweiterter Beférderungsanspruch nur
bei dem Besuch der nach dem Lehr- oder Stundenplan regelmafig vorgesehenen
Unterrichtsveranstaltungen besteht und Praktika ausgenommen sind. Auf3erdem besteht der
erweiterte Beférderungsanspruch fiir Vollzeitschilerinnen und —schiler des Sekundarbereichs |l
beim Besuch eines Schulangebotes aulerhalb des Kreisgebietes nur dann, wenn im
Kreisgebiet kein entsprechendes Schulangebot vorhanden ist bzw. nachweislich eine Absage
erteilt wurde. Auch beim Besuch einer Schule auf3erhalb des Kreisgebietes sollen wenn maglich
Schiler-sammelzeitkarten fir die unentgeltliche Nutzung des Offentlichen Personen-
nahverkehrs bereitgestellt werden. Andernfalls sollen héchstens die Kosten erstattet werden,
die beim Besuch einer entsprechenden Schule innerhalb des Kreisgebietes anfallen wirden.
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Wie bereits in der letzten Sitzung des Schulausschusses am 28.02.2017 dargestellt wurde
(siehe Vorlage V-SCHUL/17/099), ergeben sich bei einer entsprechenden Ausweitung des
Beforderungsanspruches auf die anspruchs-berechtigten Schilerinnen und Schiler im
Sekundarbereich Il zusatzliche Kosten in Hohe von mindestens 410.000 €. Dabei handelt es
sich um die Mindestkosten, da nicht bekannt ist, wie hoch die Anzahl der
anspruchsberechtigten Schilerinnen und Schiler im Sekundarbereich Il sein wird, die das
erweiterte Beforderungsangebot tatsachlich in Anspruch nehmen werden. Ausgehend von der
derzeitigen Anzahl von ca. 2.500 Vollzeitschilerinnen und —schulern im Sekundarbereich Il und
von durchschnittlichen Kosten von jahrlich ca. 600 Euro pro Schilersammelzeitkarte entstehen
fur den Landkreis bei einem entsprechend erweiterten Beférderungsanspruch Kosten in Hohe
von maximal bis zu 1,5 Mio Euro jahrlich.

Zusatzlich zu dem Beschluss des Kreistages vom 30.03.2017 hinsichtlich der Ausweitung des
Beforderungsanspruches fur die anspruchsberechtigten Schilerinnen und Schiler im
Sekundarbereich Il liegt ein Antrag der Gruppe Griine/UWG mit Datum vom 04.03.2017 zur
Anderung der Schilerbeférderungssatzung des Landkreises Cloppenburg vor. Darin macht die
Gruppe Griine/UWG mehrere weitere Anderungsvorschlage zur Schilerbeférderungs-satzung
des Landkreises Cloppenburg.

Zunachst fordert die Gruppe Griine/lUWG das Recht auf einen Sitzplatz fur jedes
anspruchsberechtigte Kind und verweist dazu auf eine entsprechende Empfehlung des
Arbeitskreises Familienfreundlichkeitsprifung der Stadt Cloppenburg und des
Kinderschutzbundes.

Auch wenn diese Forderung nachvollziehbar und winschenswert ist, besteht derzeit kein
rechtlicher Anspruch auf einen Sitzplatz im Schulbus. Im Landkreis Cloppenburg findet der
gréRte Anteil der Schilerbeférderung im Rahmen des Offentlichen Personennahverkehrs
(OPNV) statt. Die Anzahl der Sitz- und Stehplatze in Schulbussen und im OPNV ist in der
StraRenverkehrszulassungsordnung (StVZO) geregelt. Nach § 34a StVZO durfen nicht mehr
Personen befdrdert werden als in der Zulassungsbescheinigung des Busses als Sitz-und
Stehplatze eingetragen sind. Es gibt keine Regelung, die festlegt, dass jingere Kinder im
Schulbusverkehr einen Anspruch auf einen Sitzplatz haben. Einen Sitzplatzanspruch haben
nach § 34 der Verordnung uber den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr
(BOKTraft) nur Schwerbehinderte, in der Gehfahigkeit Beeintrachtigte, altere oder gebrechliche
Personen, werdende Mutter und Fahrgaste mit kleinen Kindern. Auch aus den
Unfallvorschriften ergibt sich kein Sitzplatzanspruch fir jungere Kinder im Schulbusverkehr. Aus
der Publikation des Gemeindeunfallverbandes ,Mit dem Bus zur Schule” (GUV-SI 8046) ergibt
sich im Gegenteil eine Erlaubnis zur Nutzung der in den Bussen vorhandenen Stehplatze auch
fur Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr. In dem Vertrag Uber die Grindung einer
Verkehrsgemeinschaft im Landkreis Cloppenburg zwischen dem Landkreis Cloppenburg und
den Verkehrs-unternehmen im VGC vom 19.12.1997 haben sich die Verkehrsunternehmen
jedoch verpflichtet, die Maximalbelegung der eingesetzten Busse auf die vorhandenen
Sitzplatze sowie im Regelfall 50 % der zugelassenen Stehplatze zu beschréanken. Ausnahmen
sind danach nur mit Zustimmung des Landkreises zulassig.

Eine daruber hinaus gehende Sitzplatzgarantie fir jedes anspruchsberechtigte Kind ware in der
Praxis nur mit einem unverhaltnismafig hohem Personal- und Sachaufwand sicherzustellen
und auch kaum durchsetzbar. Fur eine Sicherstellung der Sitzplatzgarantie missten die
jeweiligen Schulerzahlen fur jede Buslinie mit den Stundenplanen abgeglichen werden.
Anderungen miissten jederzeit und kurzfristig mit den Busunternehmern als
Konzessionsinhaber der jeweiligen Linie abgestimmt werden. Dies wirde zu einem deutlich
erhdhten Personalaufwand beim Landkreis Cloppenburg fur die Schilerbeférderung und der
Sach- und Personalkosten bei den Busunternehmern fuhren.
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Zudem ist aullerdem fraglich, ob ein Recht auf einen Sitzplatz fur jedes anspruchsberechtigte
Kind tatsachlich auch sachgerecht ware, zumal tblicherweise im Offentlichen
Personennahverkehr auch in Bussen Stehplatze vorgesehen und auch genutzt werden.

Im Ergebnis besteht fiir die Einfihrung einer Sitzplatzgarantie flr jedes anspruchs-berechtigtes
Kind keine rechtliche Grundlage und ware aullerdem fir den Landkreis als Trager der
Schulerbeférderung wirtschaftlich nicht vertretbar.

Weiter méchte die Gruppe Griine/lUWG die in § 2 Abs. 4 der Schilerbeférderungssatzung
enthaltene Regelung gestrichen haben, wonach die im StralRenverkehr Ublicherweise
auftretenden Gefahren keine besonderen Gefahren im Sinne des § 2 Abs. 4 darstellen. Dabei
geht es um die Schulwegmindestentfernung, ab der ein Beférderungsanspruch entsteht und die
fur alle Schulerinnen und Schiler 2 km betragt. Mal3geblich fir die Ermittlung der
Mindestentfernung ist der kirzeste FulRweg zwischen der Haustlr des Wohngebaudes der
Schilerin oder des Schiilers bis zum nachstgelegenen Eingang des Schulgebaudes. Nur wenn
der Schulweg nach den objektiven Gegebenheiten flir die Schilerin oder den Schiiler
besonders gefahrlich oder ungeeignet ist, Ubernimmt der Landkreis auf Antrag unabhangig von
der Mindestentfernung die Schilerbeférderung bzw. die Erstattung der notwendigen
Aufwendungen.

Eine Anderung dieser Regelung wiirde dazu fiihren, dass auch ohne besondere Gefahren im
Stralienverkehr bei einer Unterschreitung der Schulwegmindestentfernung von 2 km ein
Beforderungsanspruch entstehen wirde, so dass die Festlegung einer Mindestentfernung damit
im Grunde ausgehebelt wiirde. Dies ware aus Sicht der Schilerbeférderung nicht sachgerecht
und wurde zu einer weiteren Erhéhung der Kosten fir die Schulerbeférderung fihren. Ein
Vergleich mit den umliegenden Landkreisen ergibt, dass die Schulwegmindestentfernung immer
mindestens 2 km betragt und grundséatzlich je nach Altersstufen bis zu 5 km gestaffelt ist. Alle
Satzungen der umliegenden Landkreise enthalten im Ubrigen eine Ausnahmeregelung nur bei
einer besonderen Gefahrlichkeit des Schulweges oder bei Nachweis einer Unzumutbarkeit der
Mindestentfernung verbunden mit einem facharztlichen oder amtsarztlichen Attest.

Entsprechend § 3 Abs. 4 der Schulerbeférderungssatzung gilt als Schulweg die Strecke von der
Bushaltestelle bis zur Schule. Dies mdchte die Gruppe Grine/lUWG dahingehend geandert
haben, dass als Schulweg die Strecke von der Haustur bis zur Schule gelten soll, da nach
Ansicht der Gruppe Grine/UWG der tatsachliche Schulweg und die daflr zuriickgelegte Zeit
zugrunde zu legen sei. Die zumutbare Schulwegzeit ist gemaf § 114 Abs. 2 Satz 2 NSchG
ausschlaggebend fur die im Rahmen der Schulerbeférderung zu bericksichtigende
Belastbarkeit einer Schulerin oder eines Schulers und hat somit direkten Einfluss auf die
Beférderungs- oder Erstattungspflicht des Landkreises. Deshalb sind in § 3 der
Schulerbeférderungssatzung zumutbare Schulwegzeiten von nicht mehr als 45 Minuten fr
Schulerinnen und Schiler im Primarbereich und im Sekundarbereich | und von nicht mehr als
90 Minuten fur Schilerinnen und Schiler im Sekundarbereich |l festgelegt worden. Der
individuell unterschiedliche Weg zwischen der Haustir des Wohngebaudes der Schilerin bzw.
des Schiilers bis zur Bushaltestelle kommt gemaf § 3 Abs. 4 Satz 3 der
Schillerbeférderungssatzung zur festgelegten Schulwegzeit hinzu. Ahnliche oder
entsprechende Regelungen sind in samtlichen Satzungen der umliegenden Landkreise
enthalten. Eine Festlegung der zumutbaren Schulwegzeit unter Berlicksichtigung des
individuellen unterschiedlichen Weges ab der Haustlr der Schilerin oder des Schilers ware
aus Sicht der Schulerbeférderung nicht sachgerecht, sehr zeitaufwandig in der
Sachbearbeitung und wirde zu einer weiteren deutlichen Erhéhung der Kosten fur die
Schulerbeférderung fuhren.
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Die Stundenplane sind nach der derzeitigen Schilerbeférderungssatzung (§ 8 Abs. 2) auf die
Fahrplane abzustimmen. Nach Ansicht der Gruppe Grine/UWG sollten die Fahrplane auf die
Stundenplane abgestimmt werden, da die Schule und nicht das Busunternehmen die Fahrplane
bestimmen sollte. Im Landkreis Cloppenburg findet der gréf3te Anteil der Schulerbeforderung im
Rahmen des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) statt. Fiir die Buslinien im OPNV
besteht eine Konzessionsplicht, die Zustandigkeit liegt bei der Landesnahverkehrsgesellschaft
(LNVG). Bei einer entsprechenden Anderung der Satzung wére ein verniinftig abgestimmtes
OPNV-System im Landkreis Cloppenburg nicht mehr méglich und es wéren zusatzliche
Freistellungsverkehre nur flr den Schilerverkehr einzurichten. Dies wirde nicht zu beziffernde
zusatzliche Kosten verursachen. Selbstverstandlich werden schon jetzt die Fahrplane wenn
mdglich den Stundenplanen angepasst.

SchlieBlich fordert die Gruppe Grine/UWG, den Zusatz in § 9 Abs. 2 der
Schulerbeférderungssatzung zu streichen, wonach Praktika im Rahmen des erweiterten
Beforderungsanspruchs flir anspruchsberechtigte Schilerinnen und Schiiler des
Sekundarbereichs Il ausgenommen sind. Aus Sicht der Schilerbeférderung sollte kein
Befdrderungs- oder Erstattungsanspruch fir die Vollzeitschllerinnen und —schuler im
Sekundarbereich Il fiir die Praktika bestehen. Dies ware sehr zeitaufwandig in der
Sachbearbeitung und demensprechend auch mit zusatzlichen Kosten verbunden. Auflerdem
hat der Landkreis Cloppenburg mit einer Ausweitung des Beférderungsanspruchs auch ohne
Berlcksichtigung der Praktika schon eine deutliche Vorrangstellung im Weser-Ems-Gebiet.

Beschlussvorschlaqg:

Der Schulausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Satzung liber die Schulerbeférderung
im Landkreis Cloppenburg in der Fassung vom 01.08.2017 zu beschlieRen

Finanzierung:
PSP-Element P1.241000.020

Anlagenverzeichnis:

o Synopse § 9 Schilerbeférderungssatzung
e Antrag Gruppe GRUNE/UWG vom 04.03.2017
e Entwurf Schilerbeférderungssatzung in der Fassung vom 01.08.2017



	Zuständig
	Typ
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

